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Der Beitrag basiert teilweise auf meiner Zürcher Antrittsvorlesung vom 27. Oktober 2003. Er ist 
meinem viel zu früh verstorbenen Lehrer Prof. Dr. iur. Dr. h.c. Alfred Kölz gewidmet. 
I. Einleitung und Fragestellung 
1. Einleitung 
Krankheit und Leiden sind persönliche Erscheinungen. Der konkrete Gesund-
heitszustand der Einzelnen lässt sich nur beschränkt durch das Handeln der 
Allgemeinheit beeinflussen. Dementsprechend könnten auch die finanziellen 
Bedürfnisse und Folgen, die Krankheiten und andere Gesundheitsschäden nach 
sich ziehen, als persönliche Angelegenheiten der Einzelnen gelten. Gesundheit 
und Wohlergehen geniessen in unserer Gesellschaft indes einen so hohen Stel-
lenwert, dass Krankheit und Leiden - bzw. deren Heilung oder Linderung -
auch als Aufgabe der Allgemeinheit begriffen werden. 1 Ebenso zählt es zu den 
Merkmalen des modernen sozialen Rechtsstaats, dass er Entschädigungssyste-
me für weitere finanzielle Einbussen schafft, die Krankheit und Leiden nach 
sich ziehen (Taggelder, Invalidenrenten, Hinterlassenenleistungen usw.). 
Die vorliegende Abhandlung soll zur Beantwortung der Frage beitragen, ob und 
in welchem Umfang die Gesellschaft rechtlich verpflichtet ist, für die Kosten 
und die finanziellen Folgen des Gesundheitsschadens eines Individuums einzu-
stehen. 
2. Welche Solidarität? 
"Solidarität" wird im sozialpolitischen Diskurs häufig als Argument angerufen, 
doch ist sie für sich allein kein hinreichend definierter Rechtsgrundsatz.2 Ver-
steht man nach einer gängigen Definition unter Solidarität die wechselseitige 
Verbundenheit von mehreren oder vielen Menschen, die aufeinander angewie-
sen sind und ihre Ziele nur im Zusammenwirken erreichen können 3 so muss 
' 
sogleich gefragt werden, welche Menschen aus welchen Gründen zur Errei-
2 
A ls Folge dieses Verständnissesfliessen öffentliche Gelder in die medizinische Ausbildung und 
die medizinischen Infrastrukturen und werden Entschädigungssysteme geschaffen, welche die 
Hei lungskosten zu einem wesentlichen Teil übernehmen (Kranken- und Unfallversicherung 
etc.). Siehe etwa ERWIN CARJGIET, Gesellschaftliche So lidarität, Basel/Genf/München 2001, 
138 ff. 
Hingegen kann die Solidarität im Rahmen einer konkreten gesetzlichen Ausgestaltung durchaus 
als Grundsatz des positiven Rechts zur Entscheidung herangezogen werden, siehe etwa BGE 131 
V 97 E. 4.3.3. 
So die Umschreibung von ANTON RAUSCHER in Staatslex ikon (in fünf bzw. sieben Bänden): 
Recht, Wirtschaft, Gesellschaft, 7. Aufl., Freiburg/Basel/Wien 1988. 
chung welcher Ziele aufeinander angewiesen sind. Zu fragen ist im vorliegen-
den Zusammenhang demnach, welche Personen aus welchen Rechtsgründen 
zur Gewährleistung der medizinischen Versorgung und deren Finanzierung für 
die Einzelnen beizutragen haben. 
3. Eingrenzung und Fragestellung 
Im Rahmen dieses Beitrags interessiert zunächst die "Mindestsolidarität". Diese 
findet im Recht auf Hilfe in Notlagen (Art. 12 BV) ihren verfassungsmässigen 
Ausdruck.4 Darüber hinaus ist kurz darauf einzugehen, welche Vorgaben sich 
aus der Verfassung für die Ausgestaltung der weiter gehenden Solidarität - ins-
besondere der Krankenversicherung5 - ableiten lassen.6 
Gegenstand der Abhandlung bilden nur die Ansprüche auf individuelle medizi-
nische Leistungen sowie die Vergütung dieser Leistungen. Kollektive Mass-
nahmen zum Gesundheitsschutz oder zur Krankheitsvermeidung können nicht 
behandelt werden. 
II. Verschiedene Ebenen der Problemstellung 
1. Menschenrechtliche und versicherungsrechtliche Ansprüche 
Zunächst stellt sich die Frage nach der Ebene sowie dem Umfang der Solidar-
gemeinschaft. Auf internationaler Ebene finden sich zwar Normen, die für die 
vorliegende Fragestellung von einiger Bedeutung sind/ doch kann wohl noch 
für geraume Zeit nicht davon ausgegangen werden, dass sich internationale So-
lidargemeinschaften bilden, welche Gesundheitsrisiken abfedern. 
4 
6 
Unten, Ziff. ITI. 
Siehe zur Bedeutung der Solidarität in der Krankenversicherung MERET BAUMANN, Alte und 
neue Solidaritäten in der sozialen Krankenversicherung, in: MART!N ECKNER/TlNA KEMP!N 
(Hrsg. ), Recht des Stärkeren - Recht des Schwächeren, Zürich 2005 , 313 ff. 
Unten, Ziff. IV. 
S iehe den Überb lick bei BRIGITTE PFIFFNER RAUB ER, Das Recht auf Krankheitsbehandlung und 
Pflege, Zürich/Basel!Genf2003, 68 ff. ; vgl. auch DANIEL KRAUS/AL!NE SCHMIDT, Le "dro it a Ia 
sante" : quelques considerations de droit consitutionnel suisse a Ia lumiere du droit international, 
Schweizerische Zeitschrift für Gesundheitsrecht 2/2006, 85, 87 f. 
Bislang bilden die Territorien der Nationalstaaten die höchsten Ebenen und de-
ren gesamte Bevölkerung die umfangreichsten Solidargemeinschaften. Auch 
unterhalb der nationalstaatliehen Ebene - etwa in Gliedstaaten oder Kommu-
nen- können Solidargemeinschaften geschaffen werden.8 
Innerhalb der jeweiligen territorialen Zuständigkeitsbereiche können zwingende 
Solidargemeinschaften gebildet werden, der nur bestimmte Kategorien der Be-
völkerung (z.B. Arbeitnehmer bei den Klassenversicherungen des Sozialversi-
cherungsrechts) angehören, oder es kann die gesamte Wohnbevölkerung in den 
solidarisch getragenen Minimalschutz einbezogen werden (Volksversicherun-
gen und steuerfinanzierte Sozialhilfe), der unter Umständen auch menschen-
rechtlich abgesichert ist.9 Auf die Zustimmung jedes Einzelnen, d.h. den frei -
willigen Beitritt zur Solidargemeinschaft, kommt es bei hoheitlich konstituier-
ten Solidargemeinschaften nicht an. 
Private Zusammenschlüsse, etwa in der Form von Versicherungen, bilden den 
am weitesten verbreiteten Typus der "Solidargemeinschaft". Bei freiwilligen 
Versicherungen fragt sich indes, ob von eigentlicher Solidarität gesprochen 
werden kann, da "schlechte Risiken" nicht oder nur unter V arbehalt aufge-
nommen werden müssen. Es handelt sich dabei nach verbreitetem Verständnis 
eher um freiwillige Risikogemeinschaften, bei denen das allgemeine Versiche-
rungsprinzip greift. 10 Bei diesen Gemeinschaften bildet die Zustimmung jedes 
Einzelnen zum Zweck der Gemeinschaft und zur Ausgestaltung der Rechte und 
Pflichten eine unverzichtbare Voraussetzung. 
Im Gesundheitsrecht im weiteren Sinn besteht eine Solidarität in zweierlei Hin-
sicht: In erster Linie zwischen Kranken und Gesunden und in zweiter Linie -je 
nach Ausgestaltung des Systems - zwischen Reich und Arm. In der Solidarität 
zwischen Kranken und Gesunden ist auch die Solidarität zwischen Alten, die 
10 
Soweit Solidargemeinschaften durch die Zugehörigkeit zu e inem bestimmten staatlichen Territo-
ri um definiert sind (Aufenthalt, Wohnsi tz oder Erwerbstätigkeit im entsprechenden Territorium), 
bilden die darin zusammengeschlossenen M itglieder eine Rechtsgemeinschaft, auf die das Recht 
des j eweiligen Territoriums zur Anwendung gelangt. Inhalt und Umfang rechtlich begründeter 
Solidari tätsverhältnisse werden in der Regel in Rechtssätzen festgelegt. 
So etwa im schwe ize1ischen Kontext im Recht auf Hilfe in Notlagen gernäss Art. 12 BV. Siehe 
auch MARKUS SCHEFER, Die Kerngehalte von Grundrechten, Bem 200 1, 339 f. ; M!KE SCHÜP-
BACH!MICHEL BESSON, Solidarität im Kontext von Menschen mit HIV und AIDS, in: SANDRO 
CATTACIN u.a. (Hrsg.), Solidarität und soziale Rechte, Überlegungen ausgehend von der HIV/ 
AIDS-Problematik, Zürich 2005 , 21 , 32 f. , mit Hinweisen. 
Vgl. BAUMANN (FN 5), 319 f. , mit weiteren Hinweisen; PIERRE-YVES GREBER, Les principes 
fondamentaux du droit international et du droit suisse de Ia securite sociale, Lausanne 1984, 405. 
tendenziell höhere Gesundheitskosten verursachen und auf dem ~eien. Markt 
mit hohen Versicherungsprämien zu rechnen hätten, und J~ngen, d1e me1st "gu-
te Risiken" darstellen, mitenthalten. 11 Die Solidarität zwischen Kra~en un~ 
Gesunden ist eine Ausprägung der horizontalen Soli.darität, de~ A~s-~leich zwi-
schen Reichen und Armen ein Ausdruck der vertikalen Sohdantat, d.h. der 
M. 1 12 Umverteilung von Itte n. 
2. Medizinische Leistung und Vergütung derselben 
Im schweizerischen System liegen Kompetenz und Verantwortung für die ge-
sundheitliche Grundversorgung im Wesentlichen bei d~n Ka.ntonen. 13 Der ~und 
verfügt dagegen _ neben vereinzelten Zuständigkeiten 1m. Gesundheltsbe-
. h'4 _ über die Kompetenz zur Regelung des Krankenvers1chemngswe~ens , 
re1c d MT ·· h der Invalidenversicherung, der Unfallversichemng und er 1 1tarvers1c e-
mng.15 
zwischen Gesundheitswesen und Sozialversichemng besteht eine enge Ver-
flechtung. Das Mass der V ersichemngsdeckung wi~kt auf ?as von den .Kanto-
nen angebotene Versorgungsniveau zurück und _dieses wiederum be.~mflu.sst 
den Aufwand der Sozialversichemngen. Trotz d1eser Verflechtung lasst s1ch 
grob unterscheiden, dass die Kantone die medizin.ische Gmn~versorgun~ auf 
·h. Gebiet gewährleisten, der Bund dagegen d1e massgebhchen VersJche-
1 rem "1 d. V ·· tu der er 
mngssysteme einrichtet, die zu einem wesentlichen Te1 Je ergu ng -






Siehe dazu etwa Revision der Krankenversicherung, Bericht und Entwurf der Expertenkommis-
. 2 N b . 1990 17 ff · Botschaft über die Revision der Krankenversicherung vom s1on vom . ovem e1 , ., 
6 . November 1991 (Separatdruck, publiziert im BBl 1992 I 93), 33 f. 
Vgl. ALFRED MAURER, Schweizerisches _Sozia1versicherungsr~cht, Band I, 2. Aufl. , Bern 1983, 
!!7 f.; JEAN-LOUIS DUC, Aussurance soc1ale et assurance pnvee, Bern 2003,_ 38 ff. 
Näheres bei TOMAS POLEDNAIBRJGITTE BERGER, Öffentliches Gesundh~1tsrec?t, ~.:rn 2002: 
II ff. siehe auch DOMINIQUE SPRUMONT, Le service pubhc et !es serv1ces d mte1et pubhc. 
I
, ., I d 1 sante' 1·11 . THIERRY TANQUERELIFRAN<;OIS BELLA GER (Hrsg.), Le serv1ce exemp e e a , . 
public, Zürich/Basel/Genf 2006, 161, 165 ff. 
Zusammenfassend TOMAS POLEDNA, Allgemeiner Übe~blick, in: TOMAS POLEDNAIUELI KIE-
SER (Hrsg.) , Gesundheitsrecht, BaseVGenf/München 200::l, S. 13 ff. , Rz 19 ff. 
Art. 59 Abs . 4, 111 , 112, 117 BV. 
Die Pflicht der Kantone, mindestens eine ärztliche Notversorgung sicher zu 
stellen, ergibt sich in der Regel direkt aus dem kantonalen Recht. 16 Wenn ent-
sprechende Bestimmungen fehlen, kann diese Pflicht aus dem Bundesverfas-
sungsrecht abgeleitet werden, beispielsweise aus einer Schutzpflicht, die auf 
Art. 10 BV (Recht auf Leben und körperliche und geistige Unversehrtheit) zu-
rückgeführt werden könnte, 17 den Sozialzielen des Bundes (v.a. Art. 41 Abs. 1 
lit. b BVY 8 sowie aus Art. 12 BV, der in dieser Hinsicht als Konkretisierung der 
aus Art. 10 BV fliessenden Schutzpflicht gelten kann. 
111. Das Recht auf Hilfe in Notlagen (Art. 12 BV) als 
Anspruchsgrundlage für medizinische Leistungen 
1. Art. 12 BV als Grundlage für medizinische Leistungen 
Art. 12 BV räumt jedem Menschen, der in Not gerät und nicht in der Lage ist, 
für sich zu sorgen, einen Anspruch auf Hilfe und Betreuung und auf die Mittel 
ein, die für ein menschenwürdiges Dasein unerlässlich sind. Der Anspruch auf 
medizinische Betreuung wurde nicht in den Verfassungstext aufgenommen, 
weil der Praxis ein gewisser Gestaltungsspielraum verbleiben sollte. 19 Es wird 





V gl. POLEDNA/BERGER (FN 13), 16 f. und 61 betreffend das in den Kantonen statuierte Recht 
auf Behandlung in Notfallen. Siehe auch die in einigen Punkten skeptische Stellungnahme zum 
Verständnis der stationären Versorgung als öffentliche Aufgabe von SPRUMONT (FN 13), 175 ff. 
Vgl. etwa JEAN-FRAN<;:OIS AUBERT/PASCAL MAHON, Petit commentaire de Ia Constitution fede-
rale de la Confederation suisse, Zürich/BaseVGenf 2003, Art. I 0 N 12; siehe auch MARGRlTH 
BIGLER-EGGENBERGER, in: BERNHARD EHRENZELLER et al. (Hrsg.), Die schweizerische Bun-
desverfassung, Kommentar, Zürich/BaseVGenf 2002, Art. 41 N 42. 
Siehe BIGLER-EGGENBERGER (FN 17), Art. 41 N 37 ff. , 42. 
BBJJ997 I 151. 
lagen auch einen Anspruch auf medizinische Betreuung beinhaltet.20 Auch die 
bundesgerichtliche Praxis äussert sich in diesem Sinn?1 
Ein anderer Schluss würde im Hinblick auf die Intention von Art. 12 BV wenig 
Sinn ergeben: Die Teilhabe an der medizinischen Grundversorgung stellt einen 
zentralen Aspekt einer menschenwürdigen Existenz dar und steht daher grund-
sätzlich allen Menschen in der Schweiz zu.22 Dieser Anspruch ist indes nicht 
mit einem "Recht auf Gesundheit" zu verwechseln, das viel weiter gehende An-
sprüche begründen würde und in der Schweiz als justiziables Sozialgrundrecht 
abgelehnt wird.23 
Nach Massgabe der kantonalen Verfassungs- und Gesetzesgrundlagen sowie 
gestützt auf die Schutzpflichten, die aus Art. 10 und Art. 12 BV abgeleitet wer-
den können, ergibt sich der bereits beschriebene Anspruch, in Notfällen von 
den zuständigen Leishmgserbringem behandelt zu werden.24 Art. 12 BV um-
fasst zudem den Anspruch, dass diese Leistungen Betroffenen in (wirtschaftli-






Z.B. KA THRIN AM STUTZ, Das Grundrecht auf Existenzsicherung. Bedeutung und inhaltliche 
Ausgestaltung des At1. 12 der neuen Bundesverfassung, Bern 2002, 236 f., mit zahlreichen Hin-
weisen; JEAN-FRAN<;:O IS AUBERT, Un droit constitutionnel aux soins?, Institut du droit de la 
sante, Universite de Neuchätel, 36"'0 Journee de droit de la sante, Neuchätel, 26 septembre 1996 
(nicht publiziert), 4; AUBERT/MAHON (FN 17), Art. 12 N 3; BIGLER-EGGENBERGER (FN 17), 
Art. 12 N 21 ; CHRISTfNE BREINING-KAUFMANNISANDRA WI TSCH, Rechtsfragen zur Be-
schränkung der Nothi lfe, ZBl 2005, 497, 501 f.; PASCAL COULLERY, Der Grundrechtsanspruch 
auf medizinische Leistungen: ein verfassungsrechtlicher Diskussionsbeitrag zur Rationienmgs-
debatte im Gesundheitswesen, AJP 2001, 632 f.; GABRI ELLE STEFFEN, Droit aux so ins et rat ion-
nement, Bern 2002, 58 f. 
Z.B. BGE 131 I 166 E. 3.1 , 8.2; 130 I 71 E. 4.1. 
Z.B . AMSTUTZ (FN 20), 236 f.; ULRICH HÄFELrN/WAL TER HALLER, Schweizerisches Bundes-
staatsrecht, 6. Aufl. , Zürich/Basel/Genf 2005, N 918; so schon JöRG PAUL MüLLER, Soziale 
Grundrechte in der Verfassung, 2. Aufl. , Basel1981 , 236 ff.; PASCAL COULLERY, Das Recht auf 
Sozialhilfe, Bern/Stuttgart/Wien 1993, 116 f. 
Siehe etwa AM STUTZ (FN 20), 23 7 f. ; COULLERY (FN 20), 634; KRAUS/SCHMIDT (FN 7), 91; 
STEFFEN (FN 20), 83 ff. 
Vgl. auch oben, Ziff. II.2. 
COU LLERY (FN 20), 635. 
2. Konkretisierung des Gehalts von Art. 12 BV 
Inwiefern gehen nun die aus Art. 12 BV ableitbaren Ansprüche über die akute 
medizinische Notfallversorgung26 hinaus? Welche medizinischen Leistungen 
werden als derart elementar empfunden, dass ihre Finanzierung im Bedarfsfall 
von der Rechtsgemeinschaft übernommen wird? 
a) Trägerschaft 
wird.31 Das Recht auf Hilfe in Notlagen ist in einem gewissen Mass "akzesso-
risch" zu dem, was die jeweilige Gesellschaft für existenznotwendig und men-
schenwürdig erachtet. 
In einer Gesellschaft, in der eine umfassende medizinische Versorgung sicher-
gestellt ist, liesse es sich nicht rechtfertigen, Einzelne von diesen Leistungen 
auszuschliessen, sofern ihre vitalsten Interessen (Leben, Gesundheit, minimale 
Teilhabe am sozialen Leben) auf dem Spiel stehen. 
Als elementarer Ausdruck der Würde eines Menschen steht das Recht auf Hilfe 3. 
in Notlagen grundsätzlich sämtlichen Menschen in der Schweiz zu; dies unab-
Elemente zur Bestimmung des Minimalanspruchs 
hängig von ihrer Staatsangehörigkeit oder ihrem ausländerrechtliehen Status.27 Zum Massstab, nach dem sich der konkrete Umfang der medizinischen Leis-
tungen richten soll, differieren die Ansichten beträchtlich.32 Damit haben auch Personen, die in der Schweiz in eine Notlage im Sinn von 
Art. 12 BV geraten und nicht krankenversichert sind, Anspruch auf medizini-
sche Leistungen sowie gegebenenfalls die Übernahme der dadurch entstehen- a) 
den Kosten. Diskutiert wird jedoch, ob sich der Umfang der Nothilfe nach be-
stimmten ausländerrechtliehen Gesichtspunkten differenzieren lässt, insbeson-
dere etwa nach Massgabe der voraussichtlichen Dauer des Verbleibs in der 
Menschenwürde 
Bei der Konkretisierung des Schutzumfangs wird auf jeden Fall als massgeblich 
erachtet, ob eine Massnahme für die Erhaltung des Lebens, die Abwehr dro-
hender ernsthafter Gesundheitsschäden oder die Vermeidung von unzumutba-
rem Leiden medizinisch als unerlässlich einzustufen ist. 33 Für die Bestimmung 
des Umfangs der medizinischen Grundversorgung ist mithin die Menschenwür-
de von entscheidender Bedeutung: Wenn eine Erkrankung ohne geeignete, mit 
vorhandenen Mitteln realisierbare Behandlung zum Tod führt oder zu einem 
menschenunwürdigen Dasein zwingt, ist der Anspruch auf diese Behandlung 
für alle Träger des Anspruchs gernäss Art. 12 BV zu bejahen.34 Damit ist zwar 
ein nonnatives Niveau formuliert, das von sämtlichen Lehrmeinungen als Mi-
nimum anerkannt ist, doch wird die Frage nicht beantwortet, welche konkreten 
Behandlungen geschuldet sind. 
Schweiz.28 
b) Akzessorischer Charakter der Ansprüche 
Das Recht auf Hilfe in Notlagen will den Einzelnen einen Anspruch auf die 
physische Existenz und auf eine minimale Teilhabe am gesellschaftlichen Le-
ben gewährleisten29 und damit eine Aussonderung von Menschen verhindern, 
die in eine Notlage geraten sind.30 Der Gemeinschaftsbezug bringt es mit sich, 
dass der Standard der medizinischen Minimalversorgung auch vom vorhande-
nen Leistungsangebot und vom gesellschaftlich üblichen Mass mitbestimmt 
26 Dazu unten, Ziff. Ill.3.b). 
27 
BGE 131 1 166 E. 3.1 ; aus der Lehre z.B. BIGLER-EGGENBERGER (FN 17), Art. 12 N 8; A NDRE-
AS A UERIGIORGIO MAL!NVERNI/MICHEL HOTTEL!ER, Droit constitutionne1 suisse, Vol. !I, 
2. A ufl. , Bern 2006, N 1529; JöRG PAUL MüLLER, Grundrechte in der Schweiz, 3 . Autl ., Bem 
1999, 169. 
28 Dazu unten, Ziff. III.3.f). 
29 Vgl. MüLLER (FN 27), 172 f. 
30 
Eingehend zur kontextbezogenen Konkretisierung von Art. 12 BV AMSTUTZ (FN 20), 142 ff.; 
MARKUS SCHOTT, Patientenauswahl und Organallokation , Basel 200 I , 83 f. 
31 Vgl. auch die Ausführungen von SCHEFER (FN 9), 342 ff. 
32 Z .B. POLEDNA (FN 14), Rz 35. 
33 AM STUTZ (FN 20), 244 f.; GABRIELLE STEFFEN, leben um jeden Preis? Gmndrechte und medi-
zinische Kosten im Spannungsfeld, in: BAUMANN-HÖLZLE RUTH et al. (Hrsg.), l eben um jeden 
Preis? Entscheidungstindung in der Intensivmedizin, Bem etc. 2004, 59, 71 ff. 
34 SCHOTT (FN 30), 115 f.; vgl. auch PHILIPPE MASTRONARDI, in: BERNHARD EHRENZELLER et al. 
(Hrsg.), Die schweizerische Bundesverfassung, Kommentar, Zürich/Basel/Genf 2002, Art. 7 
N 51. 
b) Medizinische Kriterien 
Für die Rechtspraxis wäre es besonders angenehm, wenn sich medizinisch ein 
deutig definieren liesse, welche Behandlungen für welche Leiden notwendi 
und zwingend sind, um genau denjenigen Standard zu erreichen, den das Rech 
auf Hilfe in Notlagen gewährleisten möchte. Eine solche Definition existie 
indes nicht. So handelt es sich etwa bei der Notfallmedizin nach gängiger Defi 
nition um dasjenige Teilgebiet der Medizin, welches das Erkennen, die Behand-
lung und die Beseitigung vital bedrohlicher Situationen beinhaltet. Es umfasst 
die diagnostischen und therapeutischen Massnahmen zur Erstversorgung von 
Notfallpatienten, vor allem die Aufrechterhaltung und Wiederherstellung der 
Vitalfunktionen.35 Sehr schmerzhafte Erkrankungen, die nicht lebensbedrohlich 
sind, zählen nach dieser Definition nicht zur Notfallmedizin. Gleichwohl könn-
te es kaum hingenommen werden, dass Leiden, die den Betroffenen eine mini-
male Teilhabe am gesellschaftlichen Leben verunmöglichen, nicht im Rahmen 
von Art. 12 BV behandelt werden müssten. Zudem wäre es mit den herrschen-
den gesellschaftlichen Anschauungen nicht zu vereinbaren, wenn einem Men-
schen mit akuten starken Schmerzen nicht geholfen würde. Die Verweigerung 
von Leistungen, welche zur Linderung der Schmerzen beitragen können, würde 
als menschenunwürdig empfunden. 
c) Behandlungskosten 
Häufig spielen bei der Frage, welche medizinischen Leistungen Menschen au 
der Grundlage von Art. 12 BV zu gewähren sind, Kostenüberlegungen eine 
nicht unerhebliche Rolle. Es wäre bequem, für die Kosten medizinischer Leis-
tungen im Rahmen von Art. 12 BV ein allgemeingültiges Maximum zu definie-
ren, um damit etwa kostspielige Leistungen der Intensivmedizin an Nichtversi-
cherte auszuschliessen. Nach vorherrschender Auffassung würde dies jedoch 
gegen den mit dem Recht auf Hilfe in Notlagen angestrebten Schutz der Men-
schenwürde verstossen, da allenfalls das Überleben eines Einzelnen allein aus 
Kostengründen nicht gewährleistet würde.36 Eine einzelne Person würde damit 
tentiell notwendiger Leistungen unzulässig. Das Recht auf Hilfe in Notlagen 
gilt absolut und steht als eigentlicher Kerngehalt auch etwa über den Budgetbe-
schlüssen des Parlaments.37 
d) Leistungsniveau der Krankenversicherung 
Eine jüngere Lehrmeinung möchte für die Bestimmung des Inhalts der medizi-
nischen Grundversorgung beim Krankheitsbegriff des Krankenversicherungs-
rechts ansetzen und alle Behandlungen, die der Diagnose und Behandlung einer 
Krankheit dienen, dem medizinisch gewährleisteten Minimum zuordnen.38 Es 
wäre nach dieser Ansicht geradezu willkürlich, innerhalb der verschiedenen 
Krankheitsbilder nochmals nach dem Beeinträchtigungsgrad differenzieren zu 
wollen, um den Schutzbereich von Art. 12 BV festzustellen. 39 Die Beschrän-
kung auf eine Art Lazarett- oder Kriegsmedizin sei nicht zu rechtfertigen. Mit 
Ausnahme von Präventionsleistungen und der Therapie von Gesundheitsbeein-
trächtigungen ohne Krankheitswert zählen nach dieser Meinung alle Leistun-
gen, die im Rahmen des Krankenversicherungsrechts vergütet werden, zur mi-
nimalen medizinischen Grundversorgung. 
Da sich der Umfang der medizinischen Leistungen, die im Rahmen von Art. 12 
BV zu gewährleisten sind, akzessorisch zum allgemeinen gesellschaftlichen 
Standard bestimmt, erscheint diese Ansicht plausibel: In Systemen mit hohem 
obligatorischem Leistungsniveau für die gesamte Wohnbevölkerung drängt sich 
der Leistungskatalog der sozialen Krankenversicherung geradezu auf, wenn 
nach einem allgemeingültigen Standard der medizinischen Versorgung gefragt 
wird.40 
37 
aus finanziellen Erwägungen "geopfert". So lange die Mittel für die Versor-
gung eines Einzelnen effektiv zur Verfügung stehen, ist die Verweigerung exis- 38 
Zur ähnlichen Konstellation der polizeili chen Schutzpflichten bei der Bedrohung des Lebens 
Einzelner SCHEFER (FN 9), 412 f., mit Hinweis auf das Urteil des Kassationsgericht Zürich vom 
17. Juni 1987, ZBI 1987, 545 ff. (Rote Zora). 
COULLERY (FN 20), 633 f. 
35 
36 
So die Definition der Notfallmedizin in PSCHYREMBEL, Klinisches Wörterbuch, 260. Aufl. , Ber-
lin!New York 2004. 
AMSTUTZ (FN 20), 248; offen in diesem Punkt AUBERT (FN 20), 5. 
39 PASCAL COULLERY, Der Leistungskatalog der sozialen Krankenversicherung und seine verfas-
sungsrechtliche Vemetzung, SZS 2003 , 375 , 385 f. 
4° Künftige Reformen der Krankenversicherung sind zwar nicht an den status quo gebunden, doch 
bedarf der Ausschluss gewisser Leistungen sowohl aus verfassungsrechtlichen Gründen wie 
auch aufgrund internationaler Verpflichtungen einer besonderen Begründung. Vgl. COULLERY 
(FN 39), 390. 
e) Leistungsniveau der Sozialhilfe 
Die Richtlinien für die Ausgestaltung und Bemessung der Sozialhilfe (SKüS 
Richtlinien) aus dem Jahr 2005, die ein grosser Teil der Kantone direkt und ei 
weiterer Teil der Kantone leicht abgewandelt zur Anwendung bringt, zählen die 
Grundversorgung im Rahmen der obligatorischen Krankenversicherung zum 
absoluten Existenzminimum, das in jedem Fall sicherzustellen ist. Wenn aus-
nahmsweise kein Versicherungsschutz besteht, sind die Behandlungskosten bei 
Bedürftigkeit von der Sozialhilfe zu tragen. 41 Darüber hinaus werden auc 
zahnärztliche Behandlungen, die von der Krankenversicherung nur in Ausnah 
mefallen übernommen werden,42 von der Sozialhilfe bezahlt, wobei ausser i 
Notfällen vor jeder Behandlung ein Kostenvoranschlag zu verlangen ist.43 
j) Voraussichtliche Verbleibedauer 
Rechtlich und politisch umstritten ist der Umfang der auf Art. 12 BV gestützte 
Nothilfe, die Personen ohne dauerndes Verbleiberecht in der Schweiz zukom 
men soll (etwa "sans papiers" oder Asylbewerbern mit definitivem Nichteintre 
tets die physische Integrität zu respektieren haben.46 In diesem Zusammenhang 
darf auch Art. 25 Abs. 3 BV nicht ausser Acht gelassen werden: Diese Norm 
verbietet die Ausschaffung von Personen in Länder, in denen ihnen eine un-
menschliche Behandlung droht.47 Die Strassburger Rechtsprechung hat in die-
sem Zusammenhang denn auch Art. 3 EMRK in der Weise konkretisiert, dass 
eine Ausschaffung in ein Land, in welchem eine lebensnotwendige medizini-
sche Leistung nicht erhältlich ist, gegen das V erbot der unmenschlichen Be-
handlung verstösst.48 
Da es für die Reduktion des Leistungsniveaus an medizinisch haltbaren Krite-
rien fehlt, ist in erster Linie an Allpassungen in der Art der Leistungserbrin-
gung49 zu denken, nicht an eine materielle Reduktion des Leistungskatalogs. 
Die gleichzeitig mit dem neuen Asylgesetz verabschiedete Novelle zum KVG 
sieht denn auch vor, dass die Kantone für Asylsuchende und Schutzbedürftige 
ohne Aufenthaltsbewilligung die Wahl des Versicherers und/oder der Leis-
tungserbringer einschränken können, nicht jedoch den Umfang der Leistungen 
im Rahmen des KVG. 50 
Ergebnis tensentscheid). Zu Diskussionen führte einerseits der - vom Bundesgericht · g) 
unzulässig erklärte - Nothilfestopp gegenüber einem nicht-kooperativen Aus 
Iänder mit rechtskräftigem Nichteintretensentscheid,44 anderseits die vom Stän 
derat verschärfte, dann aber wieder angepasste Version des revidierten Asylge 
setzes, welche einen vollständigen Ausschluss von den minimalen Nothilfeleis 
Auch wenn mit Art. 12 BV hinsichtlich der medizinischen Leistungen nicht der 
Schutzumfang des geltenden Krankenversicherungsrechts angestrebt wurde, 
bildet dieser für die Bestimmung der Ansprüche im Rahmen des Rechts auf 
Hilfe in Notlagen die plausibelste Bezugsgrösse. Die Einschränkung auf Leis-
tungen der Notfallmedizin oder die Beschränkung der Kosten auf ein bestimm-
tungenals mögliche Sanktion vorsah.45 
Die Diskussion, welche die Grenzen des rechtsstaatliehen und menschenwürdi 
gen Minimums ausgelotet hat, führte zum Ergebnis, dass die voraussichtlich 
Verbleibedauer als sachliches Kriterium gelten kann, wenn der Umfang vo 







SKüS-Richtlinien, B.4-l f. 
Siehe Art. 31 KVG. 
SKüS-Richtlinien, B.4-3. 
BGE 131 I 166; dazu etwa den Bemerkungen von Yvo HANGARTNER, AJP 2005, 1147 ff. 
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Dazu etwa BRE!NlNG-KAUFMANNIW!NTSCH (FN 20), 58 ff. ; KARL HARTMANN, Vom Rechtau 49 
Existenzs icherung zur Nothilfe - eine Chronologie, ZBI 2005 , 410, 419 ff.; JöRG PAUL MüL 
LER, Gutachten vom 7. März 2005 betreffend den Beschluss der SPK des Ständerates vo 
50 13. Januar 2005 (Tei lrevision Asylgesetz) über Einschränkungen der Nothilfe, erstellt im Auf 
trag der Schweizerischen Flüchtlingshilfe, Asyl 2+3/2005 , 3 ff. 
BGE 131 I 166 E. 8.2: "Quantitativ noch geringer darf die Nothilfe bemessen werden bei Perso-
nen, welche die Schweiz zu verlassen haben, insbesondere bei Asylbewerbem mit N ichteintre-
tensentscheid; weder sind dabei Integrationsinteressen zu verfolgen , noch müssen dauerhafte 
Sozialkontakte gewährleistet werden. Minimalleistungen rechtfertigen sich auch, um Anreize 
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insbesondere, dass die Leistungen als solche stets die physische Integrität ... zu respektieren ha-
ben". 
Vgl. MüLLER (FN 45), 8. 
Siehe etwa EGMR, 2. Mai 1997, Beschwerde Nr. 30240/96, D. gegen Grossbritannien , Reports 
1997-III 777 Ziff. 47 ; AUERIMA LI NVERN!/HOTTELIER (FN 27), N 11 90; vgl. auch BGE 128 Il 
200 E. 5.3. 
Z.B. die Einschränkung der fre ien Wah l der Leistungserbringer oder das Erfordernis der vorgän -
gigen Kostengutsprache etc. 
Art. 82a Abs . 2-4 KVG in der Fassung vom 16. Dezember 2005 (BB12005 7457 f.); siehe auch 
BBI 2002 69 18, 6922. 
tes Niveau vermögen den an der Menschenwürde orientierten Schutzgedanke 
von Art. 12 BV nicht zu genügen. 
Ein Blick ins Sozialhilferecht zeigt zudem, dass in der Schweiz auch die zahn-
medizinische Minimalversorgung, die von der obligatorischen Krankenversi-
cherung ausgenommen ist, zum allgemeinen gesellschaftlichen Standard zählt 
und damit grundsätzlich auch von Art. 12 BV umfasst wird. 51 
Gleichwohl erscheint die Argumentation, welche aus der voraussichtlichen 
Verbleibedauer der betroffenen Personen in der Schweiz die Möglichkeit einer 
Reduktion oder Anpassung von medizinischen Leistungen ableiten möchte, mit 
gewissen Einschränkungen sachlich haltbar. Bei Menschen, die voraussichtlich 
nicht mit der Schweizer Gesellschaft verbunden bleiben werden, entfallt der 
Gemeinschaftsbezug des Leistungsniveaus insofern, als die minimale Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben weniger ins Gewicht fallt. Auch in ihrem Fall darf 
jedoch nicht hingenommen werden, dass ihnen notwendige medizinische Leis-
tungen vorenthalten bleiben.52 
IV. Vorgaben für ein Versicherungssystem 
1. Völkerrechtliche Anhaltspunkte 
Die Schweiz ist auf internationaler Ebene verschiedene Verpflichtungen einge 
gangen, die ein Mindestmass an Gesundheitsversorgung für die Bevölkerun 
sicherstellen wollen. Von diesen ist vor allem der UNO-Pakt über wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Rechte von Bedeutung (UNO-Pakt I)/3 der für di 
Schweiz seit 1992 in Kraft steht. Laut Art. 12 UNO-Pakt I erkennen die Ver-
tragsstaaten das Recht eines jeden auf das für ihn erreichbare Höchstmass an 
körperlicher und geistiger Gesundheit an. Weiter haben die Vertragsstaaten 
Massnahmen zu ergreifen, die - neben anderen Punkten - die Voraussetzungen 
schaffen, dass für jedermann im Krankheitsfall der Genuss medizinischer Ein-
richtungen und ärztlicher Betreuung sichergestellt ist.54 Diesen Bestimmungen 
51 Siehe auch AMSTUTZ (FN 20) , 246 f. 
52 Vgl. BGE 131 I 166, E. 8.2 und dazu BREINTNG-KAUFMANN/WrNTSCH (FN 20), FN 47. 
53 SR 0.103 .1. 
54 Näheres bei CHRISTOPH STEINER, Das Recht auf soziale Gesundheitsversorgung, Frankfurt a.M. 
etc. 2004, 44 ff. 
kommt ein für die Vertragsstaaten verbindlicher Leitliniencharakter zu. Vor 
allem aber verbietet es das paktimmanente Konzept der progressiven Imple-
mentierungspflicht, dass ohne zwingende Gründe Rückschritte vom einmal er-
reichten Realisierungsstand der Paktziele gemacht werden.55 Für die besondere 
Situation der Kinder wird der Gehalt von Art. 12 UNO-Pakt I in Art. 24 der 
UN-Kinderrechtekonvention,56 den die Schweiz vorbehaltlos ratifiziert hat, 
konkretisiert. In Teilbereichen, die vor allem die modernen medizinischen 
Technologien betreffen, ist auch die (noch nicht in Kraft getretene) Biomedizin-
Konvention des Europarats von Bedeutung. 57 
Insgesamt gehen diese Vorgaben des internationalen Rechts kaum über den in 
der Schweiz bereits gewährleisteten Schutzstandard hinaus. Immerhin enthalten 
sie aber Umsetzungspflichten, welche die staatliche Handlungsfreiheit in der 
Gesundheitsversorgung einschränken. Anhaltspunkte dafür, wie die nationalen 
Gesundheitsversorgungs- oder Krankenversicherungssysteme ausgestaltet sein 
sollen, ergeben sich aus den genannten Normen jedoch kaum. 
2. Verfassungsrechtliche Vorgaben für eine Versicherungslösung 
Die Sozialziele der Bundesverfassung verpflichten Bund und Kantone, für die 
notwendige Pflege der Gesundheit der Einzelnen zu sorgen (Art. 41 Abs. 1 lit. b 
BV). Darüber hinaus haben sich Bund und Kantone dafür einzusetzen, dass 
jede Person gegen die wirtschaftlichen Folgen von Krankheit und Unfall ge-
sichert ist (Art. 41 Abs. 2 BV). Wie sich der Entstehungsgeschichte der Sozial-
ziele entnehmen lässt, wurde mit der letztgenannten Bestimmung vor allem an 
die solidarischen Sozialversicherungen gedacht.58 
Auch wenn der Verfassung für die konkrete gesetzgeberische Ausgestaltung 
der für die medizinischen Leistungen zentralen Sozialversicherungssysteme 
55 JÖRG KÜNZLIIW ALTER KÄLrN, Die Bedeutung des UNO-Paktes über wirtschaftliche, soziale 
und kulture lle Rechte für das schweizerische Recht, in: WAL TER KÄLrN/GIORGIO MALI NVERNl/ 
MANFRED NOWAK (Hrsg.), Die Schweiz und die UNO-Menschenrechtspakte, BaseVFrankfurt 
a.M. 1997, 110 f.; Die Staaten müssten bei einem allfälligen Abbau des Schutzniveaus entweder 
anderweitig für eine Kompensation der Nachteile sorgen oder nachweisen, dass trotz Einsatz 
aller geeigneten Mittel ein Rückschritt unvermeidbar war. 
56 SR 0.107. 
57 Zum Ganzen etwa PFIFFNER RAUBER (FN 7), 68 ff. 
58 Vgl. BIGLER-EGGENBERGER (FN 17), Art. 41 N 85 ff.; siehe auch HANS PETER TSCHUDI , Die 
Sozialziele in der neuen Bundesverfassung, SZS 1999, 364. 
keine Vorgaben zu entnehmen sind,59 ist diese an andere Verfassungsgehalt 
gebunden: Von Bedeutung sind dabei in erster Linie das Rechtsgleichheitsgebo 
sowie das Diskriminierungsverbot, welche dem Ausschluss bestimmter Perso 
nengruppen oder bestimmter Leistungen aus dem Versicherungssystem Gren-
zen setzen. Die Verfassung verpflichtet mit anderen Worten den Staat, Systeme 
zur solidarischen Absicherung gegen die wirtschaftlichen Folgen von Krankheit 
und Unfall zu schaffen, die das finanzielle Leistungsvermögen der Einzelnen in 
der Regel übersteigen, belässt ihm für die Ausgestaltung aber einen erheblichen 
Gestaltungsspielraum. 
V. Individuelle Gesundheit und Pflichten der Gemeinschaft 
Alle Menschen, die sich in der Schweiz aufhalten, verfügen über individuelle 
und einklagbare Ansprüche auf eine elementare Gesundheitsversorgung. Sofe 
die Betroffenen nicht in der Lage sind, für die entsprechenden Kosten aufzu 
kommen, d.h. wenn kein entsprechender Versicherungsschutz besteht, sind die-
se Leistungen durch das zuständige Gemeinwesen zu finanzieren (Art. 12 BV). 
Aufgrund des geltenden V erfassungsrechts sowie aufgrund internationaler V er 
pflichtungen lässt sich damit sagen, dass eine Mindestsolidarität der staatliche 
Gemeinschaft mit den akut von Gesundheitsbeeinträchtigungen betroffenen In 
dividuen nicht unterschritten werden darf. 
Der Umfang der Minimalansprüche bestimmt sich akzessorisch zum staatlic 
unterhaltenen oder staatlich geförderten medizinischen Standard sowie nac 
den jeweiligen gesellschaftlichen Gegebenheiten. Angesichts des hohen medi 
zinischen Versorgungsstandards, der durch die obligatorische Krankenversiehe 
nmg gewährleistet wird, trägt ein Gemeinwesen, das im Rahmen von Art. 1 
BV Nichtversicherten gewisse medizinische Leistungen nicht gewähren will 
die Begründungslast dafür, dass die Ziele des Rechts auf Hilfe in Notlagen (Er 
59 Im Gegensatz zu anderen Kompetenznormen im Sozialversicherungsbereich enthält Art. 117 B 
keine konkreten Vorgaben für die Ausgestaltung der Systeme. Art. 11 7 Abs. 2 BV lässt sich Je 
diglich entnehmen, dass die Kranken- und Unfallversicherung allgemein oder für einze lne Be 
völkerungsgruppen obligatorisch erklä11 werden kann. Wenig ergiebig ist auch die Kompetenz 
grundJage für die Militärversicherung (Art. 59 Abs. 5 BV), die lediglich von einer angemessene 
Unterstützung der Geschädigten und ihrer Angehörigen spricht. Einzig zur Organ isation un 
Finanzierung der Invalidenversicherung, die ebenfall s zu einem nicht unerheblichen Teil di 
Finanzierung des Gesundheitswesens trägt, finden sich auf Verfassungsebene nähere Vorgabe 
(Art. 112 BV). 
haltung des Lebens, Abwehr drohender ernsthafter Gesundheitsschäden, Ver-
meidung von unzumutbarem Leiden) dennoch erreicht werden. In ausgewählten 
Bereichen (z.B. dringende Zahnbehandlungen) geht der aus Art. 12 BV ableit-
bare Anspruch sogar über den krankenversicherungsrechtlichen Grundleis-
tungskatalog hinaus. Unter bestimmten Umständen - z.B. bei nur noch kurzer 
Verbleibedauer in der Schweiz- erscheinen gewisse Einschränkungen bei der 
Auswahl der Leistungserbringer oder Erfordernisse der vorgängigen Kosten-
gutsprachen für (geplante) Behandlungen zulässig, nicht jedoch substantielle 
Abstriche gegenüber dem geltenden Pflichtleistungskatalog der Krankenversi-
cherung. 
Für die Finanzierung der gesundheitlichen Versorgung derjenigen Menschen, 
die sich in keiner Notlage im Sinn von Art. 12 BV befinden, lässt sich der 
schweizerischen Bundesverfassung eine Präferenz für ein solidarisches Vers i-
cherungssystem entnehmen, das in seiner Ausgestaltung sowohl den Versor-
gungsbedürfnissen der Einzelnen als auch deren Selbstverantwortung gebüh-
rend Rechnung trägt. Es besteht indes keine völlige Gestaltungsfreiheit des Ge-
setzgebers: Rechtsgleichheit, Diskriminierungsverbot sowie die erkennbare 
Präferenz für Sozialversicherungen setzen der Zurückdrängung des Solidari-
tätsgedankens auch bei den weiter gehenden Sicherungssystemen Grenzen. 
